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Formular – Meldung Gefahrgutbeauftrager  nach Art. 7 GGBV 
 

Firma:   _______________________________________________________________ 
 

Zuständige Person:  _______________________________________________________________ 
 

Adresse:   _______________________________________________________________ 
 

PLZ / Ort:   _______________________________________________________________ 
 

Tel. Nr.    _______________________________________________________________ 
 

E-Mail:    _______________________________________________________________ 

 

Personalien ausgeschiedener Gefahgutbeauftragter: 
 

Name:      Vorname:  
 

Kontaktadresse aktueller Gefahrgutbeauftrager: 
 

Name:       Vorname:  
 

 

Adresse:      PLZ / Ort:  
 

 

E-Mail:       GGB-Mandat:  □ intern □ extern  
 

Schulungsnachweis: 
 

Datum des Schulungsnachweises (Prüfung): 
 

 

Prüfungsstelle: 
 

Umfang der Ausbildung 

Der Gefahgutbeauftragte ist für folgende Klassen und Verkehrsträger ausgebildet und geprüft: 

□ Klasse 1 

□ Klasse 2 

□ Klasse 7 

□ Klasse 3, 4.1, 4.2, 4.3, 5.1, 5.2, 6.1, 6.2, 8, 9 

□ Klasse 3 UN-Nummer 1202, 1203 und 1223 (Mineralölprodukte) 

Verkehrsträger:  □ Strasse □ Schiene □ Gewässer □ Luft 

 

Bestätigung der obigen Angaben: 
 

Ort / Datum: _______________________________ Unterschrift: _____________________________ 
 

Bitte gültigen Schulungsnachweis des Gefahrguteauftragen der Meldung beilegen. 
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Verordnung                741.622 

über Gefahrgutbeauftragte für die Beförderung gefährlicher Güter auf Strasse, Schiene und Gewässern 
(Gefahrgutbeauftragtenverordnung, GGBV)   vom 15. Juni 2001 (Stand am 1. Juli 2016) 
 

Art. 4 Ernennung der Gefahrgutbeauftragten 
1 Die Unternehmungen müssen für jede Tätigkeit im Zusammenhang mit der Handhabung gefährlicher Güter einen, eine 
oder mehrere Gefahrgutbeauftragte ernennen. 
2 Gefahrgutbeauftragte können Angehörige, Inhaber oder Inhaberinnen der Unternehmung oder aussenstehende Personen 
sein. 
3 Die Ernennung der Gefahrgutbeauftragten ist schriftlich festzuhalten. 
 
Art. 7 Meldung an die Behörden 
Die Unternehmungen müssen der Vollzugsbehörde unaufgefordert innert 30 Tagen nach der Ernennung die Namen der 
Gefahrgutbeauftragten und die in deren Schulungsnachweis aufgeführten Bereiche bekannt geben. 
 
Art. 8 Stellung der Gefahrgutbeauftragten im Betrieb 
1 Die Unternehmungen müssen die Voraussetzungen dafür schaffen, dass die Gefahrgutbeauftragten ihre Aufgaben erfül-
len können. 
2 Sie müssen den Gefahrgutbeauftragten die nötige Unabhängigkeit einräumen und sicherstellen, dass ihnen aus der Erfül-
lung ihrer Aufgaben keine Nachteile erwachsen. 
3 Sie müssen gewährleisten, dass die Gefahrgutbeauftragten direkten Kontakt zu dem mit dem Verpacken, Einfüllen, Ver-
senden, Laden, Befördern oder Entladen gefährlicher Güter beschäftigten Personal sowie direkten Zugang zu dessen Ar-
beitsplätzen haben. 
 
Art. 10 Kontrollen 
1 Die Unternehmungen haben der Vollzugsbehörde alle notwendigen Auskünfte zum Vollzug dieser Verordnung sowie für 
die Kontrollen zu erteilen; sie haben ihr für die notwendigen Untersuchungen ungehinderten Zutritt zum Betrieb zu ermög-
lichen. 
2 Sie haben die Berichte der Gefahrgutbeauftragten mindestens fünf Jahre aufzubewahren und der Vollzugsbehörde auf 
Verlangen vorzuweisen. 
 
Art. 11 Allgemeine Aufgaben 
1 Die Gefahrgutbeauftragten haben: 
a. die Einhaltung der Vorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter zu überwachen; 
b. die Unternehmung bei deren Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Beförderung gefährlicher Güter zu beraten; 
c. jährliche Berichte zu Handen der Unternehmungsleitung über die Tätigkeiten der Unternehmung bezüglich der Beförde-
rung gefährlicher Güter zu erstellen. 
2 Sie haben insbesondere zu überprüfen: 
a. die Verfahren, mit denen die Einhaltung der Vorschriften zur Identifizierung der beförderten gefährlichen Güter sicherge-
stellt werden soll; 
b. das Vorgehen der Unternehmung, mit welchem diese beim Kauf von Beförderungsmitteln den besonderen Erfordernis-
sen bezüglich der beförderten gefährlichen Güter Rechnung tragen soll; 
c. die Verfahren, mit denen das für die Gefahrgutbeförderung oder für das Verladen 
oder das Entladen verwendete Material überprüft wird; 
d. ob die betreffenden Arbeitnehmer der Unternehmung ausreichend ausgebildet und in Bezug auf Änderungen der Gefahr-
gutbestimmungen weitergebildet sind und ob dies in den Personalunterlagen vermerkt ist; 
e. ob geeignete Sofortmassnahmen bei allfälligen Unfällen oder Zwischenfällen, welche die Sicherheit beim Verpacken, Ein-
füllen, Versenden, Laden, Befördern oder Entladen gefährlicher Güter beeinträchtigen könnten, vorgesehen sind; 
f. ob Untersuchungen und, sofern erforderlich, die Erstellung von Berichten über Unfälle, Zwischenfälle oder schwere 
Verstösse, die während des Verpackens, Einfüllens, Versendens, Ladens, Beförderns oder Entladens gefährlicher Güter fest-
gestellt wurden, durchgeführt werden; 
g. ob geeignete Massnahmen, mit denen das erneute Auftreten von Unfällen, Zwischenfällen oder schweren Verstössen 
verhindert werden soll, eingeführt sind; 
h. ob die rechtlichen Vorschriften und die besonderen Anforderungen an die Beförderung gefährlicher Güter bei der Aus-
wahl und dem Einsatz von Subunternehmern oder anderen Drittpersonen berücksichtigt werden; 
i. ob das mit dem Verpacken, Einfüllen, Versenden, Laden, Befördern oder Entladen gefährlicher Güter betraute Personal 
über ausführliche Arbeitsanleitungen und Anweisungen verfügt; 
j. ob Massnahmen zur Aufklärung über die Gefahren beim Verpacken, Einfüllen, Versenden, Laden, Befördern oder Entla-
den gefährlicher Güter eingeführt sind; 
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k. ob Massnahmen zur Überprüfung des Vorhandenseins der im Beförderungsmittel mitzuführenden Papiere und Sicher-
heitsausrüstungen sowie der Vorschriftsmässigkeit dieser Papiere und Ausrüstungen eingeführt sind; 
l. ob Verfahren zur Überprüfung der Einhaltung der Vorschriften für das Laden und Entladen eingeführt sind; 
m. ob der Sicherungsplan nach Unterabschnitt 1.10.3.2 des Europäischen Übereinkommens vom 30. September 1957 über 
die Beförderung gefährlicher Güter auf der Strasse (ADR) und nach Unterabschnitt 1.10.3.2 der Ordnung für die internatio-
nale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID) vorhanden ist. 
 
Art. 12 Unfallbericht 
1 Die Gefahrgutbeauftragten gewährleisten, dass innert nützlicher Frist zu Handen der Unternehmensleitung ein Unfallbe-
richt erstellt wird, wenn beim Verpacken, Einfüllen, Versenden, Laden, Befördern oder Entladen gefährlicher Güter: 
a. Mengen freigesetzt werden, welche höher sind als jene Mengen, für welche keine Gefahrgutbeauftragten ernannt wer-
den müssen; oder 
b. Personen getötet oder schwer verletzt werden; als schwere Verletzung gilt die Verletzung einer Person, deren Behand-
lung einen Spitalaufenthalt von mehr als 24 Stunden erfordert. 
2 Der Bericht beschreibt die Umstände, den Verlauf, die Folgen des Unfalls und die Massnahmen, die getroffen wurden, um 
weitere Unfälle der gleichen Art zu verhindern. 
3 Die Unternehmungen müssen den Bericht den Vollzugsbehörden zustellen. 
 
Art. 23 Leiter und Leiterinnen von Unternehmungen 
Mit Busse wird bestraft, wer als Leiter oder Leiterin einer Unternehmung:32 
a. keinen Gefahrgutbeauftragten oder keine Gefahrgutbeauftragte ernennt; 
b. die Ernennung von Gefahrgutbeauftragten nicht fristgemäss meldet; 
c. es unterlässt, dafür zu sorgen, dass die Gefahrgutbeauftragten ihre Aufgaben erfüllen können; 
d. die Vollzugsbehörde in ihrer Kontrolltätigkeit behindert, ihr den Zutritt zum Betrieb oder die nötigen Auskünfte verwei-
gert oder ihr wahrheitswidrige Auskünfte erteilt; 
e. die Pflicht zur Aufbewahrung der schriftlichen Berichte missachtet; 
f. veranlasst, dass eine nach dieser Verordnung strafbare Handlung durch Gefahrgutbeauftragte vorgenommen wird, oder 
eine solche Handlung nicht nach Möglichkeit verhindert. 
 
Art. 24 Gefahrgutbeauftragte 
Wer als Gefahrgutbeauftragter oder als Gefahrgutbeauftragte die Aufgaben nach den Artikeln 11 und 12 nicht wahrnimmt, 
wird mit Busse bestraft. 


